
ENTSCH EIDU NGEN

Straße

Vorrang der Leistungsklage hindert
Klage auf Feststellung des Deckungs-
schutzes

5 437 HGB

1. Ob des Vorrangs der Leistungsklage, ist auf eine Fest-
stellung gerichtete Klage, Deckungsschutz zu gewähren,
unzulässig.

2. Voraussetzung für die Geltendmachung eines An-
spruchs nach 5 437 Abs. 3 HGB ist, dass die Klägerin
Absenderin, Empfängerin und/oder Auftraggeberin des
mit der Beklagten geschlossenen Frachtvertrages ist; die
Geltendmachung von Ansprüchen durch nicht an dem
Frachtvertrag beteiligte Dritte ist ausgeschlossen.

[Leitsätze des Einsenders]

LG Frankfurt am Main, Urt. v. 04.07.2025 -
2-OB O 359/24

Die Klägerin begehrt aus abgetrerenem Recht des O als In-
haber der Firma O Deckungsschurz aus einer zwischen der
BekJagten und der Firma O als Versicherungsnehmer abge-
schlossenen Frachtführerhaftungsversicherung mit der Ver-
sicherungsnu mmer 1234.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Frachtführerhaftungsver-
sicherungsvertrags wird auf den als Anlage K 3 eingereichten
Versicheru ngsschei n verwiesen.

Die Klägerin behauptet, die D habe für den 13.07.2021 die
Firma O (nachfolgend auch: oVersicherungsnehmeru) mit
der Durchführung einer Tour im Stadtgebiet von Köln be-
auftragt. Der Bruder des Inhabers des Versicherungsnehmers,
Herrn A, habe gegen 12:00 Uhr am 13.07.2021 einen Roll-
wagen, der u.a. 722bzw. l2l von der Firma C eingelieferte
Mobiltelefone enthielt, zur Beforderung von einer D Filiale
(H.P. 4-6, 5 0 67 6 Köln) in ein Paketzentrum (O-Str aße 1 7 36,
50825 Köln) mittels des Pkw mit dem amtlichen Kennzei-
chen (...) übernommen. Herr A habe die Sendung indes wei-
sungswidrig in einem Briefzentrum (A-Straße 5, 51149 Köln)
abgeliefert. Dort seien die Pakete nicht mehr auffindbar.

Unstreitig befragte ein Mitarbeiter der D AG den Inhaber
des Versicherungsnehmers bereits am 10.08.2021 zum Ver-
lust der Mobiltelefone.

Die Klägerin behauptet, der Inhaber der Firma C Herr S habe
die Klägerin vor dem Landgericht Bonn (Az: 14 O 17122) ver-
klagt und Schadensersatz ftir den Verlust der 122 Mobiltelefone
im Gesamrwert von 77.180,61 € verlangt. Die Klägerin habe
dem Versicherungsnehmer mit Schriftsatz vom 16.11.2022
den Streit erklärt. Der Rechtsstreit sei sodann am 09.02.2023
durch den Abschluss eines Vergleichs beendet worden. Die Klä-
gerin habe sich verpflichtet an Herrn S 59.000,00 € zu zahlen
sowie 314 der Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

TranspR- 4 2026

Unstreitig forderte die Klägerin den Versicherungsnehmer
daraufhin mit Schriftsarz vom 26.06.2023 zrtr Zahlung
von 58.443,20 € auf Bereits zuvor machte die Klägerin den
Versicherungsnehmer mit Schreiben vom 27.07.2022 haft-
bar. Der Versicherungsnehmer teilte diese der Beklagte mit
Schreiben vom 19.08.2022 nit. Die Beklagte lehnte mit
Schreiben vom 08.09.2022 die Deckung ab. Der Versiche-
rungsnehmer trat seine Ansprüche gegen die Beklagte aus der
Frachtführerhaftungsversicherung daraufh in am 22.04.2024
an die Klägerin ab.

Die Kägerin ist der Auffassung, dass ihr ein Anspruch gegen-
über dem Versicherungsnehmer aus SS 407, 425,428,435,
437 IHGB zustehe. Voraussetzung für einen solchen An-
spluch sei lediglich das Vorliegen eines Hauptfrachwertrages,
der vorliegend mit dem Vertrag zwischen der Firma C und
der Klägerin vorliegen würde. Die Kägerin habe sodann die
D AG im Rahmen eines Unterfrachwertrags beauftragt die
Mobiltelefone zuzustellen.

t..l
Die Beklagte ist der Auffassung, dass die Kammer für Han-
delssachen funktionell zusrändig sei. Vor diesem Hinter-
grund hat die Beklagte mit Schriftsarz vom 11.11.2024
hilßweise die Verweisung an die Kammer für Handelssachen
beantragt. Im Übrigen sei die durch die Klägerin erhobene
Feststellungsklage auf Grund des Vorrangs der Leistungskla-
ge bereits unzulässig.

Jedenfalls aber sei die Klage unbegründet. Denn die Beklag-
te ist ferner der Aufhssung, dass bereits kein Versicherungs-
schutz für Güter mit einem \Tarenwerr von über 50.000,00 €
bestehen würde. Ztdem entspreche es ständiger Übung, dass

der Versicherungsnehmer Sendungen im Briefzentrum srarr
im Pakeüentrum abgebe. Ohnehin sei der Verlust der Sen-
dung nur durch eine Unrerschlagung der Sendung durch
Herrn A denkbar, für die indes kein Versicherungsschutz
bestehe. Im Übrigen sei sowohl ein erwaiger Anspruch der
Klägerin gegen den Versicherungsnehmer als auch ein An-
spruch des Versicherungsnehmers gegenüber der Beklagten
jedenfalls verjährt.

tüTeiterhin habe der Versicherungsnehmer diverse Obliegen-
heiten vorsätzlich jedenfalls aber leichtferdg verlerzr, u.a.
die Obliegenheit zur Ablieferung einer Sendung nur gegen
Ablieferungsquittung des Empängers. Zudem habe der Ver-
sicherungsnehmer den Schadenfall nicht unverzüglich spä-
testens innerhalb eines Monats gemeldet, die Beklagte nicht
über die erfolgte Streiwerkündung in dem Verfahren vor
dem Landgericht Bonn benachrichtigt und der Beklagten
nicht die Prozessführung überlassen.

Letzdich habe der Versicherungsnehmer seinen Anspruch
gegen die Beklagte auf Deckungsschutz auf Grund des sich aus

den Versicherungsbedingungen ergebenden Abtretungsverbot
auch gar nicht wirksam an die Klägerin abtreren können.

Die Klägerin ist hingegen der Auffassung, dass ein Versi-
cherungsausschluss ftir Gürer mit einem \7ert von mehr als

50.000,00 € je Sendung gar nicht vereinbart sei, jedenfalls
aber gegen AGB-Recht versroßen würde. rVeiterhin kön-
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ne sich die Beklagte nicht auf .*"ig. Obliegenheitsverlet-
zungen des \Grsicherungsnehmers berufen. Denn nach der
Deckungsablehnung besrehe seitens eines Versicherungs-
nehmers keine Verpflichtung mehr zur Beachtung von ver-
traglichen Obliegenheiten. Letzdich seien erwaigebbliegen-
heitsverletzungen auch nicht kausal frir Art, ümfang 

"und

Höhe des streitgegenständlichen Schadens geworden.

1...1

Entscheidungsgründe

Der Hauptantrag (Feststellung des Anspruchs auf Gewäh-

lung von Deckungsschutz) ist bereits unzulässig (dazu nach_
folgend unrer Ziff.I.). Der Hilfsantrag ist zwar zulässig, aber
unbegründet (dazu nachfolgend unter Zitr. il.).
I. Der auf Feststellung der Verpflichtung zur Gewährung von
Deckungsschutz gerichtere Hauptantrag ist bereits unzulässig.

1. Das Landgericht Frankfurt am Main ist gem. SS 12, i7
Abs. 1 Satz 1 ZPO bzw jedenfalls nach S 

j9 S"t, I ZpO
zwar örtlich und gem. SS 23 Nr. I, 71 Abs. 1 GVG sachlich
zuständig.

Vorliegend ist, anders als die Beklagte meinr, auch nicht die
Kammer für Handelssachen beim Landgericht Frankfurt am
Main funktionell zuständig. Denn ein Rechtsstreit wird nur
dann vor der Kammer für Handelssachen verhandelr, wenn
dies-entweder der Kläger im Rahmen der Klageschrift (vgl.
S 96 Abs. I GVG) oder der Beklagte im Rahmen der Klä-
geerwiderung und innerhalb der Klageerwiderungsfrist (vgl.
SS 98 Abs. I Satz 1, 101 Abs. I Satz2 GVG) beantragt.

Ein solcher Antrag der Kägerin liegr unstreitig nicht vor.
Die Beldagte hat im Rahmen ihrer Kageerwiderung zwar dje
funktionelle Unzuständigkeit der angerufenen Zivilkammer
gerügt, ein Verweisungsanrrag wurde indes nicht gestellt.
Auch auf entsprechende Nachfrage des Gerichts miJverfil-
gung vom 07 ,11 .2024, ob die Beklagte einen Antrag auf Ver,
weisung des Rechtsstreits an die Kammer für Handeissachen
stellt, hat die Beklagre mit Schriftsatz vom 1 I . 1 1.2024 erklärt,
dass es. Sache der Klägerin wäre einen entsprechenden Antrag
zu stellen, da die Klage anderenfalls als uniulässig abzuweiseÄ
sei; lediglich hilßweise hat die Beklagte selbst einen Antrag
aufVerweisung des Rechrsstreirs an die Kam-e. für Handekl
sachen gestellt. Damit hat die Bekiagte zum Ausdruck ge-
bracht, einen Antrag auf Verweisung des Rechtsstreits an äie
Kammer für Handelssachen selbst nicht nt stellen.

Der erstmals im Rahmen des Schriftsatzes vom 16.12.2024
gestellte ausdrückliche Antrag auf Verweisung des Rechts-
streits an die Kammer für Handelssachen erfolgte hingegen
nicht mehr im Rahmen der Klageerwiderungs- br*. n".h-
gelassener Frist und damit verspäter.

?,Drt,auf Feststellung der Verpflichtung der Beklagten dem
Versicherungsnehmer Deckungssch urz zu gewährÄ gerich-
tete Klageantrag zu 7. ist als Feststellungsklage indes auf
Grund des Vorrangs der Leistungsklage unzulässig.

Zwar kann ein Dritter unter den Voraussetzungen von $ 256
Abs. 1 ZPO eine Feststellungsklage g.g..r ä.,r Versiche-
rer darauf erheben, dass dieser dem Versicherungsnehmer,
dem Schädiger und Schuldner der Haftpfichtforderung des
Dritten, Deckungsschuv zu gew'ähten hat (BGH, Uit. v.

15.1L2000 - MR 223199; BGH, Urt. v. 05.04.20t7 *
rv zR360n5).

Das gem. S 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Interesse des Drit-
ten an alsbaldiger Feststellung ist zudem u.a. gegeben, wenn
der Versicherer seine Leistungspflicht eindeutig bestreitet
(Langheid/Wandt/Wandt WG S 108 Rn.27). Vorliegend
lehnte die Beklagte ihre Leistungspflicht mit Schreiben vom
08.09.20252 ab.

Indes ist im vorliegenden Fall zu berücksichtigen, dass der
Versicherungsnehmer seinen behaupteten Anspruch auf Ge-
währung von Deckungsschurz gegenüber der Beklagren an
die Klägerin als potenziell Geschädigte abgetreten hai.

Nach S 108 Abs. 2 WG kann die Abtretung an den ge-
schädigten Dritten nicht mehr durch AVB ausgeschlossen
werden, so dass die voriiegend erfolgre Abtretung des Ver-
sicherungsnehmers an die Klägerin zunächst als wirksam zu
betrachten ist (zu der Frage, ob die Klägerin tatsächlich ge-
schädigte Dritte ist, der ein Haftpflichtanspruch geg.., den
Versicherun gsnehmer zusteht, nachfolgend unrer Ziff . Il) .
Nach ganz überwiegend verrretener Ansicht erfasst die Ab-
trerung indes lediglich den Freistellungsanspruch des Ver-
sicherungsnehmers gegen den Versicherer, nicht jedoch den
Abwehranspruch (vgl. u.a. Prölss/Martin/Lücbe WG S 108
Rn. 31; Armbrüster: Prozessuale Besonderheiten in der Haft-
pflichwersicherung, r+s 2010,441,448). Denn die Abwehr-
komponente eines Deckungsanspruches ist gerade auf den in
Anspruch genommenen Versicherungsnehmer zugeschnitten
ist und ohne Inhaltsänderung i.S.v. g 399 Fall 1 BGB nicht
an einen anderen abtretbar. Gegenstand der Abtretung kann
vorliegend somir nur der mögliche Freistellungsa.,.prr.r.h d.,
Versicherungsnehmers gegen den Versicherer sein. Durch
die Abtretung eines Freisrellungsanspruchs wandelt sich die-
ser Anspruch jedoch in einen Zahlungsanspruch um (vgl.
BGH [IV Zivilsenat], Urt. v. 13.04.2016 - IV ZR 5Ut4.
Der Dritte kann den durch Abtretung des Freistellungsan-
spruchs in seiner Person entstandenen Zahlungsanspruch
mithin mittels Leistungsklage (ggf auch gerichtei 

",rf 
kilnf-

tige Leistung - S 259 ZPO, sofern der Anspruch noch nicht
fällig sein sollte) gegen den Versicherer gerichtlich geltend
machen (Langheid/\Y/andt/Wandt WG S 108 Rn. tZG).Oie
Möglichkeit einer solchen Leistungsklage gegen den Ver-
sicherer schließt eine Feststellungsklage des Drirten gegen
den Vrcrsicherer wegen des Vorrangs der Leistungskl"g. 

"us(vgl. BGH, MDR 2003, 1304; Langheid/Wandt/WnalVVC
S 108 Rn. 129).

II. Der Hilßantrag (Klageantrag nt 2. gerl.chtet auf Zahh:ng
an die Klägerin), den die Klägerin für den Fall gestellt hat,
dass der Hauptantrag keinen Erfolg hat, ist vorliigend zwar
zulässig, aber ebenfalls unbegründer. Denn dei Klägerin
steht der geltend gemachte Anspruch auf ZahllLng 

"r-r, "b-getretenem Recht gegenüber der Beklagten nicht zu.

Dabei kann dahinsrehen, ob der Versicherungsnehmer den
Anspruch gegenüber der Beklagren wirksam an die Klägerin
abtreten konnte. Denn jedenfalls scheirert ein AnsprucÄ der
Kägerin gegenüber der Beklagten am Vorliegen eines Haft-
pflichtanspruchs der Klägerin gegenüber dem Versicherungs-
nehmer der Beklagren. Diese Haftpflichtfrage ist als Vorfrage
im Rahmen des hiesigen Deckungsprozesses zu klären, weil
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sich Haftpflichtanspruch und Deckungsanspruch durch die
elfolgte Abtretung in einer Hand vereinigt iraben (vgl. BGH,
Urt. v.20.04.2016 - IV ZR 5311114).

Als Haftpflichtanspruch kommt vorliegend ein Anspruch
aus g 437 Abs. 1 Satz 1 HGB in Betracht. Gem. S 437
Abs. 1 HGB hafret der sog. ausführenden Frachtführer ftir
den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gu-
tes während der durch ihn ausgeftihrten Beförderung enr-
steht so als wäre er selbst Frachtführer,

Ausführender Frachtführer ist nach der Legaldefinirion ein
Dritter, welcher die Beforderung ganz oder teilweise aus-
führt, es wird also lediglich darauf abgestellt, ob das von
dem Dritten ausgeführte Leistungsbild als Beforderung zu
beurteilen isr, unerheblich ist hingegen, weshalb der ausfüh-
rende Frachtführer die Beforderung übernommen hat (vgl.
MiKolHerber/Harnz S 437 Rn. 7). Mithin kommt es vorlie-
gend nicht entscheidungserheblich darauf an, ob die D mit
dem Versicherungsnehmer, wie die Kägerin behauptet, tat-
sächlich einen Frachweltrag abgeschlossen hat.

Allerdings steht ein Anspruch aus S 437 Abs. I HGB ledig-
lich dem Absender (auch als Erstabsender bezeichner) und
Empfänger des Hauptfrachwertrags oder dem Absender
(auch als Zweitabsender bezeichnet) und Empfänger des
Unterfi'achwertrags mit dem ausführenden Frachtführer zu
(BeckOK I{GBIG. KirchhofHGB S 437 Rn. 19). Erstabsen-
der ist dabei derjenige, der mit dem Hauptfrachtführer einen
Frachwertrag abgeschlossen hat. Erstabsender ist vorliegend
mithin die Firma C, die mit der Klägerin den Hauptfracht-
vertrag abgeschlossen hat. Zweitabsender ist, wer als Haupt-
frachtführer seinerseirs einen Unterfi-achwertrag abgeschlLs-
sen hat. Vorliegend behauptet die Klägerin zwar einen lJnter-
frachwertrag mit der D abgeschlossen zu haben, indes ist die
Klägerin für diese von der Beklagten bestrittenen Behaup-
tung beweis{ällig geblieben. Mit Schriftsarz vom 12.02.2025
hat die Klägerin als Anlage K 20 ledigiich eine Bestätigung
des CFO der Klägerin vom 11.02.2025 vorgelegt, nach dei.
die Klägerin gegenüber ihren Geschäftskunden zwar als ver-
tragsschließender Frachtführer auftritt; die gesamte Abwick,
Iung der Paketbeforderung indes an die D AG übertragen
hat. Diese Behauptung der Klägerin kann die Beklagte nach
S 138 Abs. 4 ZPO indes zulässigerweise mit Nichrwissen
bestreiten. Denn die Beklagte hat als außenstehende Drit-
te keine Kenntnis davon, ob tatsächlich ein entsprechender
Vertrag zwischen der KJägerin und der D AG bestand.

Dieser entscheidungserhebliche Punkt wurde im Rahmen der
mündlichen Verhandlung vom l1 .08.2025 mit den Prozessbe-
vollmächtigten der Parteien erörterr. Ein Hinweis des Gerichrs
nach S 139 Abs.2 SatzT ZPO war indes nicht erforderlich.
Denn die Beklagte hat in ihren Schriftsätzen, zuletzt in ihrem
Schriftsav vom 15.07.2025 dargestellt, dass es für einen An-
spruch aus S 437 HGB darauf ankommt, ob ein Unterfracht-
vertrag zwischen der Klägerin und der D AG abgeschlossen
wurde. Mangels Hinweises des Gerichts war auch dem Ä.ntrag
auf Schriftsatznachlass des Prozessbevollmächtigten der Kläge-
rin nach S 139 Abs. 5 ZPO nicht zu enrsprechen.

t.l
Einsender: RA Benjamin Grimme, Hamburg

Haftung eines Frachtführers für einen
Temperaturschaden an einem Medika-
ment

55 435, 429 HcB, Art.23,29 CMR

Vorsatzgleiches Verschulden und Organisationsverschul-
den bei Fehlentladung.

[Leitsatz des Gerichts]

1. ln der Übersendung der Schadensunterlagen an den
Versicherungsmakler liegt eine konkludente Abtretung
der Ansprüche an die Versicherung.

2. Zur Darlegung hinreichender Vorkühlung.

3. Allein die Tatsache, dass die Sendung fehlentladen
worden ist, rechtfertigt nicht den Schluss auf eine un-
zulängliche Betriebsorganisation. Eine Fehlentladung ist
ein Sammeltransporten immanentes und nicht vollstän-
dig ausschließbares Risiko. Es ist schlechterdings nicht
möglich, durch organisatorische Maßnahmen das Auf-
treten von Fehlentladungen stets und für alle Zeit aus-
zuschließen. Daher kann aus der Tatsache einer aufge-
tretenen Fehlentladung auch nicht der Rückschluss auf
schwerwiegende organisatorische Mängel des entspre-
chenden Betriebes gezogen werden.

[Leitsätze der Redaktion]

LG Hanau, Urt. v. 1 1.O9.2024 - 6 O 44/21

ECLI:DE:LGHANAU;202 4:09 1 1.6044.21.00

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Schadensersarz aus
Anlass eines Medikamentenrransporres.

Die Klägerin ist ein Versicherungsunrernehmen.

Die Firma (Firma 1) mit Sitz in (Ort 1) vertreibt hoch-
wertige Arzneimittel. Sie verkaufte am 07.04.2021 an dje
Fa. (Firma 2) mit Sitz in (Ort 2lLand 1) eine Partie (Firma
11) zum Preis von 361.284,85 €. Dabei handelt es sich um
ein Medikamenr zur Herstellung einer Infusionslösung zur
Behandlung nicht rezersierbarer oder merastasierender Me-
lanome.

Die Firma (Firma 1) beauftragte mit E-Mail vom07.04.2021
die Bekiagte mit dem tansport der \7are mit der Vorgabe,
dass bei diesem eine Temperarur von 2-8 Grad Celsius ein-
zuhalten sei. Es handelte sich um ein Paket mit einem Ge-
wicht von 8 kg, 48 cm x 37 cm x 44 cm groß. Die \X/are

solite bei der (Firma 1) mit Sitz in (Ort 1) geladen und zur
Firma (Firma 2) in (OLt 2) gebracht werden. [...]
Die Beldagte ist ein auf temperaturgeftihrte Tiansporre spezia-
lisiertes Speditions- und Tiansportunternehmen. Sie holte am
09.04.2021die V/are bei der (Firma 1) ab und brachte sie zu ihrem
Kühlfrachrzentrum in (Ort 3). Von dort aus wurde die \Vare a.ls

Sammelgut mit anderen Frachsnicken im Auftrag der Beklagten
vom Unternehmen des Streiwerkündeten rrarsportiert.

Am 10.04.2021 gegLn 03:30 Uhr fuhr der Fahrer des Streit-
verkündeten die Firma (Firma 3) in (Ort 4lLand 1) an und
lieferte dort sechs Palletten ab.

"f:irr;sg:{i 4 - }_Ct2L 153


